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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Raumordnung und Wohnungsbaupolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürn- 
berg) r Geisenhofer, Dr. Probst, Kiedile, Niegel, Dr. Riedl 
(München), Dr. Wittmann (München), Biehle, Dr. Warnke 
und Genossen 
- Drucksache VI/3438 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Das in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 an ge- 
kündigte Langfristige Wohnungsbauprogramm ist von der 
Bundesregierung erarbeitet, mit den Ländern abgestimmt wor- 
den und im vorigen Jahr angelaufen. Es ist im Haushalts- und 
Finanzplan abgesidiert; die gesetzlichen Grundlagen zu seiner 
Durchführung hat das - vom Deutschen Bundestag einstimmig 
angenommene - Wohnungsbauänderungsgesetz 1971 (BGBl. I 
S. 1993) geschaffen. 

Mit dem Langfristigen Wohnungsbauprogramm und dem damit 
verbundenen gesteigerten finanziellen Engagement des Bundes 
an der Förderung des Wohnungsbaus hat die Bundesregierung 
gezeigt, daß sie bereit ist, dem Wohnungsbau wieder den Stel- 
lenwert beizumessen, der ihm als Teil einer aktiven Gesell- 
schaftspolitik zukommt. Der Erfolg dieser neuen Politik ist denn 
auch nicht zu leugnen: die Steigerungsraten bei den Baugeneh- 
migungen, Fertigstellungen und Bewilligungen im sozialen 
Wohnungsbau beweisen es. 

Ziel des Langfristigen Wohnungsbauprogramms ist es, gemein- 
sam mit Ländern und Gemeinden jährlich 200 000 bis 250 000 
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Wohnungen und Heimplätze im sozialen Wohnungsbau zu 
schaffen. Die Bundesregierung geht dabei davon aus, daß es mit 
Hilfe der direkten und indirekten Wohnungsbauförderung mög- 
lich sein wird, im Laufe der nächsten zehn Jahre im sozialen 
Wohnungsbau und im freifinanzierten Wohnungsbau insgesamt 
rd. 5 Millionen neue Wohnungen zu errichten und damit die 
Voraussetzungen für eine allmähliche Entspannung auf den 
Wohnungsmärkten zu schaffen. 

Dabei wird es in Zukunft immer mehr darauf ankommen, den 
Wohnungsbau in den umfassenden Zusammenhang eines zu- 
kunftsorientierten Städtebaus zu integrieren sowie raumord- 
nungs- und strukturpolitische Notwendigkeiten und Erforder- 
nisse des Umweltschutzes zu berücksichtigen. Auf die Probleme 
der Verzahnung zwischen Wohnungs- und Städtebau und Raum- 
ordnung sowie zwischen Wohnungs- und Städtebau und Struk- 
turpolitik ist in den Städtebauberichten 1969 und 1970 sowie in 
den Raumordnungsberichten 1968 und 1970 bereits ausführlich 
eingegangen worden. Auch die künftigen Berichte werden sich 
mit diesen Problemen zu befassen haben.* 

Die Bundesregierung wird Ende dieses Jahres - entsprechend 
ihrer Ankündigung in der Regierungserklärung vom 28. Ok- 
tober 1969 - ein Bundesraumordnungsprogramm vorlegen. Die- 
ses Programm wird die Zielvorstellungen für die räumliche Ent- 
wicklung der Bundesrepublik darstellen und damit auch für die 
Förderung des Wohnungs- und Städtebaus ein Orientierungs- 
rahmen sein. 

Die Kleine Anfrage nimmt jedoch offenbar an, die Bundesregie- 
rung benötige zur Durchführung des Langfristigen Wohnungs- 
bauprogramms einen Überblick über alle Einzelheiten der kom- 
munalen Bauleitplanung, der Baulanderschließung und der Pla- 
nung der einzelnen Baumaßnahmen. Diese Annahme trifft nicht 
zu. Damit würde auch die Aufgabe des Bundes in der Woh- 
nungsbauförderung verkannt. Es kann nicht Aufgabe eines von 
der Bundesregierung erarbeiteten Wohnungsbauprogramms 
sein, seine Durchführung „an Ort und Stelle" bis ins Detail über 
einen Zeitraum von zehn Jahren zu planen. Das ist auch in der 
Vergangenheit nicht der Fall gewesen. Nach der verfassungs- 
rechtlichen Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Bund, Län- 
dern und Gemeinden kann das Langfristige Wohnungsbaupro- 
gramm Art und Höhe des finanziellen Beitrags des Bundes fest- 
legen und darüber hinaus allgemeine Grundsätze für die Be- 
rücksichtigung bestimmter Personengruppen sowie räumlicher 
und sozialer Schwerpunkte enthalten. Der Bund will mit dem 
Langfristigen Wohnungsbauprogramm der Wohnungsbauförde- 
rung neue Impulse geben. Die konkreten Entscheidungen der 
Bauleitplanung jedoch fallen in die Planungshoheit der Gemein- 
den; die Investitionsentscheidungen liegen bei den Bauherren. 

Daraus folgt, daß der Bundesregierung Unterlagen über die 
Einzelheiten der kommunalen Bauleitplanung und -durchfüh- 
rung weitgehend fehlen. Eine detaillierte Beantwortung der 
Kleinen Anfrage durch die Bundesregierung würde dement- 
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sprechend weitreichende und außerordentlich langwierige 
Nachforschungen bei den Ländern und den einzelnen Gemein- 
den voraussetzen. Eine Erweiterung der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage darf deshalb für einen Zeitpunkt Vorbehalten 
bleiben, in dem der Bundesregierung weitere Angaben möglich 
sind. 


Unter diesem Vorbehalt beantworte ich die Einzelfragen wie 
folgt: 


Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen, Dr. Lau- 
ritzen, hat in der Öffentlichkeit angekündigt, daß in der Bundes- 
republik Deutschland in den nächsten 10 Jahren 5 Millionen Woh- 
nungen gebaut werden sollen. Von den jährlich zu erstellenden 
500 000 Wohneinheiten sollten 250 000 öffentlich gefördert werden. 

Der Bau von 5 Millionen Wohnungen wirft zahlreiche Fragen der 
Raumordnung, Landes- und kommunalen Bauleitplanung auf. Ins- 
besondere bleibt zu prüfen, welchen Anteil Maßnahmen der Stadt- 
sanierung und Stadtentwicklung dabei nehmen sollen. Wünschens- 
wert wäre auch die Kenntnis der bereits bestehenden Planungs- 
vorstellungen in den Städten und Gemeinden, dargestellt in den 
Flächennutzungsplänen und gemeindlichen Bausatzungen. Aus der 
Sicht des Bundes, insbesondere unter den Aspekten einer ratio- 
nalen Bodenbewirtschaftung und koordinierten Umweltschutzpla- 
nung, muß die Frage interessieren, welche Bauflächen neu ausge- 
wiesen, erschlossen und baureif gemacht werden müssen. Das Pro- 
gramm von 5 Millionen Wohneinheiten in 10 Jahren wirft ebenso- 
sehr Fragen der baulichen Gestaltung, architektonischen Lösung 
und volkswirtschaftlichen Gesamtordnung auf. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wieviel Hektar Baugelände stehen zur Zeit für das angekün- 
digte Wohnungsbauprogramm zur Verfügung? 

2. Wieviel Hektar Baugelände müssen im Flächennutzungsplan 
neu ausgewiesen, neu erschlossen und neu baureif gemacht 
werden? 

Eine Statistik über die zur Zeit erschlossenen baureifen Flächen 
und über die Tätigkeit der Gemeinden auf dem Gebiet der Bau- 
leitplanung und der Baulanderschließung gibt es nicht. Globale 
Zahlen für das Bundesgebiet hätten ohnehin nur geringen Aus- 
sagewert. Wichtig ist dagegen, daß die einzelnen Gemeinden 
für ihre auf die übergeordneten Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung abzustimmenden Entwicklungsplanungen ent- 
sprechende Ermittlungen anstellen. 


3. Welcher Anteil der benötigten Bauflächen entfällt auf Sanie- 
rungsgebiete und Entwicklungsbereiche im Sinne des Städte- 
bauförderungsgesetzes? 


Es ist heute noch nicht zu übersehen, welche Bauvorhaben 
innerhalb der nächsten fünf bis zehn Jahre in das Langfristige 
Wohnungsbauprogramm einbezogen werden und welche Woh- 
nungsbaumaßnahmen sich aus der städtebaulichen Sanierung 
und Entwicklung unserer Städte und Gemeinden ergeben. 
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Die Bundesregierung ist jedoch bemüht, im Zuge der beabsich- 
tigten Reform der Bautätigkeitsstatistik auch Fragen städtebau- 
licher Relevanz zu berücksichtigen, darunter z. B. Fragen nach 
Größe und städtebaulicher Zuordnung des zum Bauvorhaben 
gehörenden Grundstücks. Die Bautätigkeitsstatistik wird jedoch 
immer nur Auskunft über die zum Bau genehmigten, die fertig- 
gestellten und über die im sozialen Wohnungsbau geförderten 
Bauvorhaben geben können, nicht dagegen über solche künf- 
tigen Bauplanungen, für die noch keine Baugenehmigungs- oder 
Förderungsanträge vorliegen. 


4. Wie hoch belaufen sich die Kosten für die Baureifmachung und 
welchen Anteil sollen davon aufbringen 

a) die Gemeinden und übrigen Gebietskörperschaften der 
öffentlichen Hand, 

b) die Bauträger? 

Die Kosten der Baureifmachung werden überwiegend von den 
Bauträgern getragen. Für die Kosten der Verkehrserschließung 
werden z. B. von den Gemeinden Erschließungsbeiträge er- 
hoben, die in der Regel nach dem zulässigen Höchstbetrag von 
90 V. H. der tatsächlichen Kosten bemessen werden. Die Kosten 
der Versorgung mit Wasser, Strom und Gas sowie für die Besei- 
tigung der Abwässer und des Mülls werden nach landesrecht- 
lichen Vorschriften weitgehend auf die Grundstückseigentümer 
umgelegt. Probleme können sich vor allem bei der Vorfinan- 
zierung der Erschließungsmaßnahmen, bei der Aufbringung des 
den Gemeinden verbleibenden Anteils sowie bei den Kosten 
der Folgeeinrichtungen ergeben. Angaben über die hierfür 
erforderlichen Beträge sind nicht möglich. 


5. Welche Kosten fallen nach dem Verursacherprinzip für Maß- 
nahmen des Umweltschutzes {Abfallbeseitigungsanlagen, Ent- 
wässerungsanlagen, Immissionsschutzanlagen, Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege) auf die Bauträger? 

Die grundsätzliche Problematik der Kostenzurechnung nach dem 
Verursacherprinzip hat die Bundesregierung in ihrem Umwelt- 
programm (Drucksache VI/2710) eingehend dargelegt. Danach 
läßt die Bundesregierung in einer Arbeitsgruppe Verfahren und 
Empfehlungen an Bund, Länder und Gemeinden erarbeiten, wie 
das Verursacherprinzip am zweckmäßigsten durchgesetzt wer- 
den kann. 

Die Kosten für solche Maßnahmen des Umweltschutzes sind 
örtlich, aber auch in ihrer Zurechnung auf die einzelnen Ver- 
ursacher sehr unterschiedlich. Es ist nicht vorauszuschätzen, wie 
hoch die Kosten sein werden, weil der notwendige Umfang der 
Maßnahmen, die von den jeweiligen Gegebenheiten der im ein- 
zelnen noch nicht bekannten Standorte für die Wohnungen ab- 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksadie VI/3474 


hängig sind, ebenfalls nicht vorausgeschätzt werden kann. Im 
übrigen werden die Kosten schon bisher grundsätzlich nach dem 
Kostendeckungsprinzip weitgehend von den Grundstückseigen- 
tümern getragen (vgl. dazu auch Antwort auf Frage 4). 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Preisentwicklung 

a) hinsichtlich der Grundstückspreise, 

b) hinsichtlich der Baukosten? 

Die Bundesregierung hat die Probleme des Bau- und Boden- 
markts im Städtebaubericht 1970 (Drucksache VI/ 1497) ein- 
gehend analysiert. 

Das am 1. August 1971 in Kraft getretene Städtebauförderungs- 
gesetz hat den Einstieg in die Reform des Bodenrechts und einen 
ersten Schritt zur Bekämpfung der Bodenspekulation gebracht. 
Durch mehrere, aufeinander abgestimmte Vorschriften trägt das 
Gesetz dazu bei, den Preis des für Sanierungs- und Entwick- 
luhgsmaßnahmen benötigten Grund und Bodens stabil zu halten 
sowie von der öffentlichen Hand veranlaßte sanierungs- und 
entwicklungsbedingte Wertsteigerungen wieder der Allgemein- 
heit zufließen zu lassen. Es wird nun darauf ankommen, die 
Grundgedanken des Städtebauförderungsgesetzes, das nur für 
die räumlich begrenzten Sanierungs- und Entwicklungsgebiete 
gilt, und andere geeignete Maßnahmen auch für die übrigen 
Baugebiete wirksam werden zu lassen, um auch dort den Boden- 
preissteigerungen begegnen zu können. Ich habe die Arbeits- 
gruppe Bodenrecht, der Sachverständige aus den Bereichen der 
Wissenschaft, der Wohnungswirtschaft und der Gemeinden an- 
gehören, beauftragt, entsprechende Vorschläge zu erarbeiten. 

Auch zu den Problemen des Baumarktes und der Baupreisent- 
wicklung hat sich die Bundesregierung im Städtebaubericht 1970 
eingehend geäußert. Im Oktober 1971 hat sie ~ einer Anregung 
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung folgend - eine Enquete über die Bau- 
wirtschaft in Auftrag gegeben. Wesentliches Ziel der Enquete 
ist es zu zeigen, welche Möglichkeiten zur Dämpfung des Preis- 
anstiegs im Baubereich bestehen. 

Die Bundesregierung ist indessen, ohne die Ergebnisse der Bau- 
wirtschaftsenquete abzuwarten, ständig bemüht, den Prozeß der 
Rationalisierung und Industrialisierung des Bauwesens voran- 
zutreiben, die organisatorischen und rechtlichen Voraussetzun- 
gen für ein rationelles Bauen zu verbessern und auf eine mög- 
lichst kontinuierliche Bautätigkeit hinzuwirken. 


7. Hat die Bundesregierung Vorstellungen darüber, wo die 
Schwerpunkte der Bautätigkeit liegen werden, und welche 
Maßnahmen der Raumordnung hat sie in diesem Zusammen- 
hang bereits geplant? 
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8. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Zentren der Ver- 
dichtungsräume weitgehend von dem genannten Wohnungs- 
bauprogramm für die nächsten 10 Jahre auszuschließen, und 
welche Entwicklungsschwerpunkte in Verbindung mit Maßnah- 
men der Strukturpolitik sollen gegebenenfalls berücksichtigt 
werden? 

Die Förderung des sozialen Wohnungsbaus dient in erster Linie 
der Wohnungsversorgung breiter Schichten der Bevölkerung. 
Darüber hinaus soll sie aber auch zur Verwirklichung der nach 
den Zielen der Raumordnung angestrebten Raum- und Sied- 
lungsstruktur beitragen. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, Zentren von Ver- 
dichtungsräumen von der Wohnungsbauförderung auszuschlie- 
ßen, zumal in ihnen zumeist ein besonders hoher Wohnungs- 
bedarf bei den einkommensschwächeren Schichten der Bevölke- 
rung besteht, zu dessen Deckung die Wohnungsbauförderung 
beitragen muß. Die Bundesregierung strebt - gemeinsam mit 
den Ländern - im Rahmen der Raumordnungspolitik die Förde- 
rung von Entwicklungsschwerpunkten außerhalb der Verdich- 
tungsräume an. Die Wohnungspolitik wird die Verwirklichung 
dieser Zielsetzung mit flankierenden Maßnahmen im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur'' unterstützen. Die Bundesregierung erhofft sich 
daraus eine Entlastung der Verdichtungsräume. Die Vorstellun- 
gen über die räumlichen Schwerpunkte für den Einsatz raum- 
bedeutsamer Bundesmittel werden im Bundesraumordnungs- 
programm konkretisiert. 

Die Möglichkeiten zur regionalen Beeinflussung des Woh- 
nungsbaus werden allerdings auch in Zukunft auf den mit 
öffentlichen Mitteln geförderten Wohnungsbau beschränkt 
bleiben. 

Finanzhilfen des Bundes für städtebauliche Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen sind nach § 72 Abs. 2 StBauFG mit 
Maßnahmen der Raumordnung abzustimmen. Nach den Richt- 
linien sollen Mittel des Regionalprogramms im Langfristigen 
Wohnungsbauprogramm vorzugsweise auch für solche Maß- 
nahmen zur Verfügung gestellt werden. 


9. Bestehen zwischen der Bundesregierung und den Länderregie- 
rungen Planungsab sprachen und Koordinierungsbemühungen 
hinsichtlich dieses Wohnungsbauprogramms? 

Das Langfristige Wohnungsbauprogramm und die Richtlinien 
über den Einsatz der Bundesmittel sind nach eingehender Vor- 
bereitung in mehreren Konferenzen mit den für das Bau-, Woh- 
nungs- und Siedlungswesen zuständigen Ministern (Senatoren) 
der Länder abgestimmt worden. Die Koordinierung zwischen 
Bund und Ländern wird - vor allem im Hinblick auf das Regio- 
nalprogramm des Langfristigen Wohnungsbauprogramms - 
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regelmäßig fortgesetzt. Dabei sind Bund und Länder überein- 
gekommen, daß es darauf ankommt, einen möglichst einfachen 
und reibungslosen Verwaltungsablauf sicherzustellen. Im übri- 
gen wird bei der Auswahl der zu fördernden Bauvorhaben 
das Bundesraumordnungsprogramm als Orientierungsrahmen 
dienen. 


10. Bestehen seitens der Bundesregierung Pläne über die Aus- 
stattung der neuen Wohngebiete mit Einriditungen des Ge- 
meingebrauchs (Verkehrseinriditungen) und Einrichtungen des 
sozialen und kulturellen Gemeingebrauchs? 

Die Ausstattung neuer Wohngebiete mit Einrichtungen des Ge- 
meinbedarfs ist in erster Linie Aufgabe der Gemeinden. Die 
Bundesregierung ist jedoch bemüht, den in den Gemeinden für 
die Planung Verantwortlichen durch Weitergabe von For- 
schungsergebnissen, aber auch durch die Städtebauberichte 
Daten und Erfahrungen zu vermitteln. 

Zur Finanzierung dieser Einrichtungen können die Gemeinden 
unter bestimmten Voraussetzungen ~ außerhalb des allgemei- 
nen Finanzausgleichs - zweckgebundene Zuweisungen von den 
Ländern erhalten. Nach § 39 Abs. 1 und § 58 StBauFG können 
aber auch Sanierungs- und Entwicklungsförderungsmittel für die 
durch die städtebaulichen Maßnahmen bedingten Gemein- 
bedarfs- und Folgeeinrichtungen der Infrastruktur eingesetzt 
werden. Darüber hinaus beteiligt sich der Bund im Rahmen des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes und des Krankenhaus- 
finanzierungsgesetzes an der Finanzierung kommunaler Ein- 
richtungen des Gemeinbedarfs. 

Für eine sinnvolle Synchronisierung der kommunalen Investi- 
tionen auf dem Gebiet der Infrastruktur mit dem Bau neuer 
Wohnsiedlungen kommt es entscheidend auf eine wirksame 
Ressortkoordinierung innerhalb der Gemeinden an. Insoweit 
darf auf die Ausführungen im Städtebaubericht 1970 (S. 56) 
hingewiesen werden. 


11, Wann gedenkt die Bundesregierung einen weiteren Städte- 
bauberidit vorzulegen, und ist sie in diesem Zusammenhang 
bereit darzustellen, ob und in welchem Umfange das beabsich- 
tigte Wohnungsbauprogramm einen Beitrag für den Städtebau 
liefern kann? 


Die Bundesregierung beabsichtigt, im Frühjahr 1973 einen wei- 
teren Städtebaubericht vorzulegen. Sie wird hierin auch die 
wohnungspolitischen Aktivitäten des Bundes sowie deren Aus- 
wirkungen auf die städtebauliche Entwiddung darstellen. 


Dr. Lauritzen 
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